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Einleitung

A. Rahmenbedingungen der Grundrechtsausübung

I. Der Rahmen der Grundrechtsausübung

Die Grundrechte des Grundgesetzes schützen Freiheiten der Grundrechtsträger. 
Diese sollen – so die Intention des Grundgesetzes – von den grundrechtlich ga-
rantierten Handlungsmöglichkeiten frei von staatlicher Beeinflussung Gebrauch 
machen können.1 Die verfassungsrechtlich geschützte Wahrnehmung dieser 
Freiheitsangebote hat jedoch Voraussetzungen. Neben der rechtlichen Garan-
tie bedarf es weiterer Bedingungen, damit grundrechtliche Freiheit verwirklicht 
werden kann,2 denn oftmals wird erst durch einen äußeren Rahmen die tatsäch-
liche Möglichkeit der Grundrechtsausübung geschaffen. So setzt beispielsweise 
die Ausübung der Meinungsfreiheit voraus, dass ein Grundrechtsträger eine 
Meinung bilden kann; dafür ist insbesondere der freie Zugang zu Informatio-
nen erforderlich. Zudem muss die Meinungsäußerung auch die angesprochenen 
Empfänger erreichen können, da diese sich erst im Wege der Kommunikation 
entfalten kann.3 Eine Voraussetzung der Ausübung der Versammlungsfreiheit 
ist wiederum die Entschließung mehrerer Grundrechtsträger zusammen zu 
kommen, um einen gemeinsamen Zweck zu verfolgen.4 Damit diese Entschlie-
ßung jedoch auch realisiert werden kann, erfordert die Versammlungsfreiheit 
darüber hinaus einen geeigneten tatsächlichen Rahmen – in Gestalt geeigneter 
Orte –, damit eine Versammlung durchgeführt werden kann.

Geeignete Versammlungsorte stellen eine besonders plastische Vorausset-
zung für die Wahrnehmung des grundrechtlichen Freiheitsangebotes dar. An-
hand des Beispiels geeigneter Versammlungsorte wird deutlich, dass sich Frei-
heitsvoraussetzungen oftmals nicht in der Hand der Grundrechtsträger befin-
den. Vielmehr geht die Realisierung grundrechtlicher Freiheit regelmäßig mit 
der Inanspruchnahme fremder Einrichtungen einher. Denn in aller Regel unter-
stehen Versammlungsorte nicht der Verfügungsbefugnis der Grundrechtsträ-

1  S. nur BVerfGE 7, 198 (204 f.) – Lüth.
2  Kirchhof, in: HGR I, § 21 Rn. 1.
3  Kirchhof, in: HGR I, § 21 Rn. 1.
4  Kirchhof, in: HGR I, § 21 Rn. 1.
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ger, sodass diese auf die Inanspruchnahme fremder Räume zur Ausübung ihrer 
grundrechtlich abgesicherten Freiheit angewiesen sind. Das gilt insbesondere 
für Versammlungen, deren Zweck eine Meinungskundgabe gegenüber der Öf-
fentlichkeit ist.5 Versammlungen können zwar grundsätzlich auch in privaten 
Wohnräumen oder Vorgärten abgehalten werden, ihre volle Wirkkraft entfalten 
sie jedoch in vielen Fälle erst, wenn die Versammlungsteilnehmer ihr Anliegen 
einer breiten Öffentlichkeit gegenüber kundtun können bzw. die Versammlung 
an einem Ort stattfindet, der mit dem Versammlungszweck in einem unmittel-
baren Zusammenhang steht.6

Die aufsehenerregenden Proteste auf dem Tahrir Platz in Kairo 2011, im Gezi-
Park in Istanbul 2013 oder auf dem Maidan in Kiew 2014 fanden an Orten statt, 
die nicht der privaten Verfügungsbefugnis der Versammlungsteilnehmer, son-
dern jener des jeweiligen Staates unterliegen. Auch der öffentliche Protest gegen 
das Bahnprojekt Stuttgart 21 (insbesondere) 2010 fand in dem zentralen Park der 
Stadt und unmittelbar auf dem für das Projekt relevanten Gelände offenbar die 
größtmögliche Aufmerksamkeit.

Geeignete Orte für Versammlungen unterliegen jedoch nicht in jedem Fall 
der staatlichen Hoheitsgewalt; ebenso können Räume, die erst den äußeren Rah-
men für eine wirkungsvolle Ausübung der Meinungs- oder Versammlungsfrei-
heit bieten, im Eigentum und unter der räumlichen Verfügungsbefugnis pri-
vater Rechtssubjekte stehen. Das trifft insbesondere auf Orte zu, die durch pri-
vate Rechtssubjekte betrieben werden, dabei jedoch öffentlich zugänglich und 
für eine Nutzung durch die Allgemeinheit geeignet und bestimmt sind. So fand 
etwa die Aktion Occupy Wallstreet im Zuccotti Park im Finanzdistrikt in Lo-
wer Manhatten, New York, als einem Ort, der öffentlich zugänglich ist, jedoch 
im Eigentum und unter der räumlichen Verfügungsbefugnis der Brookfield Of-
fice Property Inc., mithin eines privaten Unternehmens steht, ihren Ursprung.7 
Eine ähnliche Situation liegt vor, wenn an öffentlich zugänglichen Einkaufzent-
ren Meinungskundgaben oder Versammlungen stattfinden oder frei zugängliche 
Teile eines Flughafens für Versammlungen genutzt werden.8

Dabei kann es zu dem Aufeinandertreffen divergierender Interessen kom-
men, wenn etwa ein privater Betreiber eines Flughafens oder eines Einkaufszen-
trums die Nutzung seines Geländes für die Ausübung der Versammlungsfreiheit 
nicht zu dulden bereit ist.

5  S. dazu BVerfGE 69, 315 (345) – Brokdorf.
6  BVerfGE 128, 226 (251 ff.) – Fraport.
7  S. dazu Foderaro, NY Times, 13.10.2011, http://www.nytimes.com/2011/10/14/nyre 

gion/zuccotti-park-is-privately-owned-but-open-to-the public.html?_r=0 (zuletzt abgeru-
fen am 22.03.2014).

8  Allein am Flughafen Frankfurt fanden (nach Angaben des Betreibers) zwischen 2000 
und 2007 über 45 Versammlungen mit drei bis 2000 Teilnehmern statt, s. BVerfGE 128, 226 
(229) – Fraport.
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Aus grundrechtlicher Perspektive stellt sich die Frage, ob die Inanspruch-
nahme dieses äußeren Rahmens der Grundrechtsausübung vom Schutz der 
Grundrechte erfasst ist, oder derartige Freiheitsvoraussetzungen gerade 
nicht Gegenstand grundrechtlichen Schutzes sind. Für den Fall, dass sich die 
Schutzwirkung der Grundrechte nicht auf die Voraussetzungen der Freiheits-
wahrnehmung erstreckte, hinge die effektive Grundrechtsausübung davon ab, 
ob ein Grundrechtsträger über die notwendigen Rahmenbedingungen aus eige-
ner Kraft verfügt9 bzw. stünde die Grundrechtsausübung unter dem Vorbehalt 
der Zurverfügungstellung durch private und staatliche Rechtssubjekte, die über 
den jeweils notwendigen Rahmen verfügen.10

In der sog. Fraport-Entscheidung vom 22.02.2011 beschäftigte sich das BVerfG 
erstmals – und lediglich obiter dictu – mit der Frage des grundrechtlichen Schut-
zes von Rahmenbedingungen für die Grundrechtsausübung in privater Hand.11 
Diese Entscheidung dient als Ausgangspunkt der hier unternommenen verfas-
sungsrechtlichen Untersuchung des grundrechtlichen Schutzes von Rahmenbe-
dingungen der Grundrechtsausübung.

II. Die Fraport-Entscheidung des BVerfG

Anlass für die o. g. Entscheidung gab die Verfassungsbeschwerde einer Grund-
rechtsträgerin gegen das Verbot der Betreibergesellschaft Fraport-AG, den Flug-
hafen Frankfurt zu Versammlungszwecken zu betreten. Im Einzelnen:

1. Der Sachverhalt

Eine Grundrechtsträgerin betrat am 11.03.2003 gemeinsam mit fünf weiteren 
Mitgliedern der „Initiative gegen Abschiebungen“ das Terminal 1 des Flugha-
fens Frankfurt.12 Dort sprach die Gruppe am Abfertigungsschalter Mitarbeiter 
der Deutschen Lufthansa an und verteilte Flugblätter, um auf eine bevorstehende 
Abschiebung aufmerksam zumachen. Daraufhin wurde die Gruppe von Mitar-
beitern der Fraport-AG, der Betreibergesellschaft des Flughafens – deren Anteile 
zum entscheidungserheblichen Zeitpunkt mehrheitlich in staatlichem Eigen-
tum standen –, und Einsatzkräften des Bundesgrenzschutzes, auf der Grund-
lage des Hausrechts der Fraport-AG, des Geländes verwiesen. Später erteilte die 
Fraport-AG der Aktivistin schriftlich ein „Flughafenverbot“ und drohte mit 

  9  Vgl. zu der relativen „Blindheit“ der Grundrechte gegenüber ihren realen Vorausset-
zungen: Böckenförde, Staat, Verfassung, Demokratie, S. 115 (123 f.). 

10  Dazu Enders, JZ 2011, 577 (578)
11  BVerfGE 128, 226 – Fraport.
12  Sachverhaltsdarstellung und Verfahrensverlauf nach BVerfGE 128, 226 (229 ff.) – 

Fraport. 
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„Strafantrag“ wegen Hausfriedensbruch, falls sie erneut „unberechtigt“ auf dem 
Flughafengelände angetroffen werde. Die Fraport-AG verwies zudem auf ihre 
„Flughafenbenutzungsordnung“ und erläuterte, dass mit der Gesellschaft nicht 
abgestimmte Demonstrationen im Terminal „aus Gründen des reibungslosen 
Betriebsablaufes und der Sicherheit“ grundsätzlich verboten seien.13 Als die Ak-
tivistin am 10.03.2006 eine Genehmigung zur Durchführung zweier kleiner und 
kurzer Versammlungen beantragte, die – ohne die Betriebsabläufe zu stören – 
in dem Terminal durchgeführt werden sollten, untersagte die Betreibergesell-
schaft Fraport-AG die Veranstaltungen mit Hinweis auf das Flughafenverbot aus 
dem Jahr 2003 und drohte erneut mit Strafantrag für den Fall der Zuwiderhand-
lung.14

2. Die Entscheidung des Amtsgerichts

Die betroffene Grundrechtsträgerin erhob zunächst Klage vor dem Amtsge-
richt mit dem Ziel die Aufhebung des Meinungskundgabe- und Demonstra
tionsverbots zu erreichen. Das Amtsgericht wies die Klage ab. Nach Ansicht des 
Gerichts wurde das Flughafenverbot rechtmäßig erlassen, da der Betreibergesell-
schaft als Eigentümerin das Hausrecht zustehe und dieses die Grundlage für das 
Flughafenverbot darstelle. Auch die zum entscheidungserheblichen Zeitpunkt 
bestehende staatliche Mehrheitsbeteiligung an dem Unternehmen ändere an 
dieser Beurteilung nichts, da – nach Ansicht des Gerichts – nur ein vollstän-
dig in staatlichem Eigentum stehendes Unternehmen an die Grundrechte ge-
bunden sein könne. Die für alle privaten Rechtssubjekte bestehende „mittelbare 
Grundrechtsbindung“ führe lediglich dazu, dass die Grundrechte bei der Aus-
legung des einschlägigen Privatrechts zu berücksichtigen seien. Infolge der so-
mit vorzunehmenden Abwägung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit mit 
dem Eigentumsrecht der Fraport-AG ergäben sich keine Einschränkungen des 
Hausrechts in dem Sinne, dass die Gesellschaft Meinungsäußerungen und Ver-
sammlungen auf ihrem Gelände dulden müsse. Die Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit seien abwehrrechtlich gegenüber staatlichen Eingriffen geschützt, 
böten jedoch keine Grundlage für eine Verpflichtung privater Eigentümer, un-
erwünschte Versammlungen zu dulden. Insbesondere hänge die Rechtmäßig-
keit der Ausübung des Hausrechts des Eigentümers nicht davon ab, ob eine tat-
sächliche Beeinträchtigung der Betriebsabläufe infolge einer konkreten Grund-
rechtsausübung vorliege.

Schließlich deutete das Amtsgericht dennoch Grenzen des Hausrechts an, 
indem es abschließend feststellte, dass das Flughafenverbot „weder willkürlich 

13  Zum Vorstehenden BVerfGE 128, 226 (229 f.) – Fraport.
14  BVerfGE 128, 226 (233) – Fraport.
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noch unverhältnismäßig“ sei, da es sich lediglich auf den in der Flughafenbenut-
zungsordnung pönalisierten unberechtigten Aufenthalt beziehe.

3. Die Entscheidung des Landgerichts

Die gegen das klageabweisende amtsgerichtliche Urteil eingelegte Berufung der 
Klägerin wies das Landgericht als unbegründet zurück. Es folgte dabei der Be-
gründung des Amtsgerichts und wies ergänzend darauf hin, dass die Fraport-AG 
im Rahmen der „mittelbaren Grundrechtsbindung“ nur verpflichtet sei, „den 
Zutritt zu Reisezwecken zu gewähren“. Zudem sei das Flughafenverbot weder 
gesetzes- noch sittenwidrig.

4. Die Entscheidung des Bundesgerichtshofes

Im Rahmen des gegen das landgerichtliche Urteil geführten Revisionsverfahrens 
bestätigte der BGH die vorinstanzlichen Entscheidungen,15 ausweislich derer das 
aus den §§ 858 ff., 903 und 1004 BGB folgende Hausrecht den privaten Rechts-
inhaber berechtige, über den Zutritt zu dem Flughafengelände zu entscheiden 
und diese Entscheidung mittels Hausverbot durchzusetzen. Der Hausrechtsin-
haber sei grundsätzlich frei in seiner Entscheidung, welchen Personen er Zu-
tritt gewähre und zu welchen Zwecken der Zutritt gewährt werden soll. Ein Zu-
lassungsanspruch bestehe lediglich im Rahmen der Benutzung des Luftraumes 
und lediglich zugunsten von Besuchern und Kunden der Konsumeinrichtun-
gen. Dieser Anspruch sei dadurch begründet, dass der Flughafen dieser Perso-
nengruppe zur Verfügung gestellt werde und bestehe nur zum Zweck der Nut-
zung innerhalb des auf Konsum begrenzten Nutzungszweckes der Örtlichkeiten, 
nicht aber hinsichtlich der Nutzung des Flughafengeländes für die Ausübung der 
Versammlungsfreiheit. Das Flughafengelände sei hingegen nicht einer allgemei-
nen Öffentlichkeit zur Verteilung von Flugblättern oder der Durchführung von 
Versammlungen zur Verfügung gestellt worden. Eine derartige Nutzung sei zu-
dem auch mit der Funktion des Flughafens unvereinbar.

Selbst eine – unterstellte – unmittelbare Grundrechtsbindung führe nach 
Ansicht des BGH zu keinem anderen Ergebnis, denn gemäß der Hofgartenwie-
se-Entscheidung des BVerwG16 erstrecke sich der Schutzbereich des Art. 8 Abs. 1 
GG von vornherein nur auf Räume, die der rechtlichen Verfügungsbefugnis des 
Grundrechtsträgers bereits unterstünden. In jeden Falle ende selbst diese hypo-
thetische Pflicht der Fraport-AG, die Ausübung Meinungs- und Versammlungs-
freiheit der Aktivistin zuzulassen, sobald eine Versammlung „geeignet“ sei nicht 

15  BGH NJW 2006, 1054 ff.
16  BVerwGE 91, 135 (138) – Hofgartenwiese. 
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ganz geringfügige Beeinträchtigungen der bestimmungsgemäßen Nutzung des 
Flughafens herbeizuführen.17

Nach Maßgabe der Entscheidung des BGH steht die Nutzung des Flughafen-
geländes als örtlicher Rahmen für die Ausübung der Versammlungsfreiheit in 
der Hand eines privaten Rechtssubjektes somit unter dem Vorbehalt des priva-
ten Hausrechts und selbst für den Fall, dass es sich bei dem Gelände um einen 
Raum in staatlicher Hand handelt, muss dieser den Grundrechtsträgern nicht 
zur Verfügung gestellt werden, wenn nicht bereits eine Verfügungsbefugnis der 
Grundrechtsträger besteht.

Gegen dieses Urteil erhob die betroffene Grundrechtsträgerin Verfassungs-
beschwerde.

5. Die Entscheidung des BVerfG

Am 22. Februar 2011 entschied das Bundesverfassungsgericht durch Urteil des 
ersten Senats über die Verfassungsmäßigkeit der Entscheidungen über das Flug-
hafenverbot, namentlich des Urteils des Bundesgerichtshofs vom 20.01.2006 –  
V ZR 134/05, des Langerichts Frankfurt am Main vom 20.05.2005 – 2/1 S 9/05 
und des Amtsgerichts Frankfurt am Main vom 20.12.2004 – 31 C 2799/04–23.18 
Der Senat urteilte, dass die Fraport-AG – als zum entscheidungserheblichen 
Zeitpunkt mehrheitlich in staatlichem Eigentum stehendes Unternehmen – un-
mittelbar gem. Art. 1 Abs. 3 GG an die Grundrechte des Grundgesetzes gebun-
den sei19 und die das Flughafenverbot bestätigenden zivilgerichtlichen Urteile 
eine Verletzung der Versammlungsfreiheit der Aktivisten darstellen.

Dabei betonte das BVerfG, dass die Versammlungsfreiheit auch das Recht der 
Grundrechtsträger gewährleiste, den Versammlungsort so zu wählen, dass diese 
das mit der Versammlung verfolgte Anliegen am wirksamsten zur Geltung brin-
gen können.20

a. Öffentliche Foren als äußerer Rahmen der Versammlungsfreiheit
Die Versammlungsfreiheit gewähre damit kein Recht auf Zutritt zu jedem belie-
bigen Ort, der Schutzbereich der Versammlungsfreiheit sei jedoch – unabhängig 
von der rechtlichen Stellung des Eigentümers oder Besitzers eines Raumes – stets 
dort eröffnet, wo ein „allgemeiner Verkehr“ bestehe.21 Das gelte etwa für den öf-
fentlichen Straßenraum, der „das natürliche und geschichtlich leitbildprägende 
Forum [sei], auf dem Bürger ihre Anliegen besonders wirksam in die Öffentlich-

17  BVerfGE 128, 226 (231 ff.) – Fraport.
18  BVerfGE 128, 226 – Fraport.
19  BVerfGE 128, 226 – Fraport, 1. LS und S. 244 ff.
20  BVerfGE 128, 226 (250 f.) – Fraport.
21  BVerfGE 128, 226 (251) – Fraport.
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